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§206
Beweisanträge des Angeklagten

(1) Mit der Zustellung der Ladung zur Hauptver­
handlung ist der Angeklagte auf sein Recht hinzuwei­
sen, eigene Beweisanträge zu stellen.

(2) Verlangt der Angeklagte die Ladung von Zeugen 
oder Sachverständigen oder die Vorlage anderer Be­
weismittel zur Hauptverhandlung, hat er unter Angabe 
der Tatsachen, über die der Beweis erhoben werden 
soll, seine Anträge beim Gericht zu stellen.

(3) Beweisanträge des Angeklagten hat das Gericht 
dem Staatsanwalt mitzuteilen.

§207
Ladung des gesellschaftlichen Anklägers und des 

gesellschaftlichen Verteidigers
Nach Zulassung sind der gesellschaftliche Ankläger 

und der gesellschaftliche Verteidiger unter Beifügung 
des Beschlusses über die Zulassung zu laden. Die Ladung 
soll Hinweise auf seine Aufgaben und Rechte enthalten.

§ 208
Ladung ohne Antrag

Das Gericht kann auch ohne Antrag die Ladung von 
Zeugen, Vertretern der Kollektive und Sachverständi­
gen sowie die Vorlage anderer Beweismittel anordnen.

§209
Aufforderung zur Teilnahme an der Hauptverhandlung
(1) Das Gericht hat in geeigneten Verfahren den be­

treffenden Gewerkschaftsleitungen, Leitungen der 
Freien Deutschen Jugend, Betriebsleitungen, Ausschüs­
sen der Nationalen Front und anderen Organen, Ein­
richtungen und Kollektiven, die von der Strafsache be­
rührt werden, rechtzeitig Nachricht über die stattfin­
dende Verhandlung und konkrete Hinweise zu geben, 
welche Bedeutung ihre Teilnahme am Gerichtsverfah­
ren für dessen Auswertung in ihrer Arbeit hat.

(2) Zur Erhöhung der gesellschaftlichen Wirksamkeit 
des Verfahrens kann das Gericht auch Bürger aus dem 
Arbeits- oder Wohnbereich des Angeklagten zur An­
wesenheit in der Hauptverhandlung auffordern. Die 
Aufforderung ergeht unmittelbar an diese Personen 
oder an die zuständige staatliche, betriebliche oder ge­
sellschaftliche Leitung.

§210
Vernehmung durch einen beauftragten oder ersuchten 

Richter
(1) Wenn dem Erscheinen eines Zeugen in der Haupt­

verhandlung für eine längere oder ungewisse Zeit 
Krankheit oder Gebrechlichkeit oder andere nicht zu 
beseitigende oder erhebliche Hindernisse entgegenste­
hen, kann das Gericht einen seiner Richter beauftragen 
oder ein anderes Gericht ersuchen, den Zeugen zu ver­
neinen.

(2) Von dem Termin sind der Staatsanwalt, der nicht 
inhaftierte Angeklagte, der Verteidiger sowie der ge­
sellschaftliche Ankläger und der gesellschaftliche Ver­
teidiger zu benachrichtigen. Ihrer Anwesenheit bei der 
Vernehmung bedarf es nicht. Das Protokoll ist dem 
Staatsanwalt und dem Angeklagten oder seinem Ver­
teidiger auf Verlangen zur Einsicht vorzulegen.
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Allgemeine Bestimmungen über die Hauptvcrhandlung

§211

Öffentlichkeit und Ausschluß der Öffentlichkeit

(1) Die Hauptverhandlung wird öffentlich durchge­
führt.

(2) Das Gericht kann für die Verhandlung oder für 
einen Teil der Verhandlung die Öffentlichkeit ausschlie­
ßen, wenn die öffentliche Verhandlung die öffentliche 
Ordnung oder die Sittlichkeit gefährden würde oder 
Nachteile für die Erziehung eines jugendlichen Ange­
klagten zu befürchten sind.

(3) Das Gericht kann weiterhin die Öffentlichkeit aus­
schließen, wenn die öffentliche Verhandlung die Sicher­
heit des Staates gefährden würde oder wenn es die Not­
wendigkeit der Geheimhaltung bestimmter Tatsachen 
erfordert.

(4) Das Gericht kann die Anwesenheit einzelner Per­
sonen bei nichtöffentlichen Verhandlungen gestatten.

§212

Verhandlung über die Ausschließung der Öffentlichkeit

(1) Die Verhandlung über die Ausschließung der 
Öffentlichkeit findet in nichtöffentlicher Sitzung statt, 
wenn ein Beteiligter es beantragt oder das Gericht es 
für begründet erachtet. Der Beschluß, der die Öffent­
lichkeit ausschließt, muß öffentlich verkündet werden. 
Bei der Verkündung ist anzugeben, aus welchem Grunde 
die Öffentlichkeit ausgeschlossen wird.

(2) Ist die Öffentlichkeit wegen Gefährdung der 
Sicherheit des Staates oder im Interesse der Geheim­
haltung bestimmter Tatsachen ausgeschlossen, kann das 
Gericht den anwesenden Personen die Geheimhaltung 
aller in der Verhandlung zur Sprache kommenden Tat­
sachen und Umstände zur Pflicht machen. Der Beschluß 
ist in das Sitzungsprotokoll aufzunehmen.

§213
Beschränkter Zutritt

Der Zutritt zur öffentlichen Verhandlung kann Min­
derjährigen und solchen Personen versagt werden, die 
in einer der Würde des Gerichts nicht entsprechenden 
Weise erscheinen.

§214
Ununterbrochene Anwesenheit

(1) Die Hauptverhandlung findet in ununterbrochener 
Anwesenheit der zur Urteilsfindung berufenen Richter 
und eines Protokollführers statt.

(2) Bei Verhandlungen von längerer Dauer kann der 
Vorsitzende die Hinzuziehung von Ergänzungsrichtern 
anordnen, die der Verhandlung beizuwohnen und im 
Falle der Verhinderung eines Richters für ihn einzu­
treten haben.

(3) Der Staatsanwalt soll an der Hauptverhandlung 
teilnehmen. Bei einer Hauptverhandlung gegen einen 
Jugendlichen und auf Verlangen des Gerichts hat er 
teilzunehmen. Das Verlangen muß spätestens mit der 
Ladung zum Termin ausgesprochen werden.


